
Hentze, Tobias; Kauder, Björn; Obst, Thomas

Article

Steuersenkung als Investitionstreiber

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Hentze, Tobias; Kauder, Björn; Obst, Thomas (2024) : Steuersenkung als
Investitionstreiber, Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Sciendo, Warsaw, Vol. 104, Iss. 8, pp.
543-548,
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0142

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/306432

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.2478/wd-2024-0142%0A
https://hdl.handle.net/10419/306432
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
543

Analysen  SteuerpolitikDOI: 10.2478/wd-2024-0142

JEL: E17, H25, H68

Wirtschaftsdienst, 2024, 104(8), 543-548

© 	 Der/die Autor:in 2024. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

	 Dieser Beitrag ist eine gekürzte Version des Gutachtens „Stiftung Fa-
milienunternehmen (Hrsg.): Standortfaktor Körperschaftsteuer – Sze-
narien für mehr Investitionen, erstellt vom IW – Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln e. V., München 2024“.

Dr. Tobias Hentze ist Leiter des Clusters Staat, Steuern 

und Soziale Sicherung am Institut der deutschen 

Wirtschaft (IW) in Köln.

Dr. Björn Kauder und Dr. Thomas Obst sind Senior 

Economists am Institut der deutschen Wirtschaft (IW) in 

Köln.

Tobias Hentze, Björn Kauder, Thomas Obst

Steuersenkung als Investitionstreiber
Für Unternehmen ist Deutschland in den vergangenen 15 Jahren zu einem Hochsteuerland 
geworden. Um im internationalen Standortwettbewerb wieder Boden gutzumachen, wird in 
der Politik aktuell viel über Entlastungen diskutiert. Im Vergleich zu den Herausforderungen in 
den Bereichen Infrastruktur oder Bürokratie lässt sich der Nachteil einer hohen steuerlichen 
Belastung leicht beheben. Simulationsrechnungen zufolge würde eine Steuersenkung 
insbesondere bei den privaten Investitionen zu einem spürbaren Aufschwung führen und 
könnte darüber hinaus als nicht zu unterschätzendes Aufbruchssignal im internationalen 
Standortwettbewerb wirken.

In nur wenigen anderen Industrieländern werden Kapital-
gesellschaften steuerlich so stark belastet wie in Deutsch-
land. Kapitalgesellschaften unterliegen in Deutschland 
nicht nur der Körperschaftsteuer (KSt), sondern auch der 
kommunal festgelegten Gewerbesteuer und dem Solida-
ritätszuschlag. In Summe ergibt sich gegenwärtig eine 
Steuerbelastung von rund 30 % im Durchschnitt über die 
Kommunen (OECD, 2023).

Gestiegene Steuerbelastung für Unternehmen in 
Deutschland

Die nominale Steuerbelastung von Kapitalgesellschaf-
ten lag im Jahr 2023 damit 6,4 Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt der anderen OECD-Länder (vgl. Abbil-
dung 1). Seit der Jahrtausendwende war es stets so, dass 
die Steuerbelastung in Deutschland im OECD-Vergleich 
überdurchschnittlich hoch war. Allerdings gelang es, in 
den Jahren 2001 und 2008 durch Reformen den Abstand 
spürbar zu verringern. Am aktuellen Rand hat sich der 
Unterschied dagegen ausgeweitet. Gegenüber dem Jahr 
2008 ist das Delta von 3,7 Prozentpunkten auf 6,4 Pro-
zentpunkte angewachsen. Die aktuelle Steuerbelastung 
übertrifft nicht nur den Durchschnitt der OECD-Länder 
deutlich, sondern ist auch weit höher als in vergleichba-
ren Industrieländern. Innerhalb der OECD-Länder liegt 
Deutschland weit vorne in der Spitzengruppe, nahezu 
gleichauf mit Japan und Australien (vgl. Abbildung 2). Le-

diglich Portugal weist einen höheren Tarif auf, diskutiert 
jedoch gegenwärtig eine Senkung in drei Schritten um 
insgesamt 6 Prozentpunkte. Zudem ist in allen angren-
zenden Staaten die Unternehmensteuerbelastung derzeit 
geringer als in Deutschland. Unter den Staaten der EU hat 
neben Portugal nur noch Malta einen höheren nomina-
len Unternehmensteuersatz als Deutschland. Gegenüber 
dem ungewichteten Durchschnitt der EU-Mitgliedstaaten 
(EU27) liegt die Belastung in Deutschland im Jahr 2023 
knapp 9 Prozentpunkte höher (Eurostat, 2023).

Gleichzeitig ist festzustellen, dass die effektive Steuerbe-
lastung von Kapitalgesellschaften in Deutschland annä-
hernd so hoch wie die tarifliche Steuerbelastung ausfällt. 
Der effektive Steuersatz nach Berechnungen der OECD 
misst die marginale Belastung einer zukünftigen, hypo-
thetischen Investition eines Unternehmens. Mit 26,6 % 
liegt Deutschland auch hier im Spitzenfeld, da in den 
meisten Ländern die effektive Steuerbelastung etwas ge-
ringer als die nominale Steuerbelastung ist (OECD, 2023). 
Die Unterschiede zwischen tariflicher und effektiver Steu-
erbelastung in Deutschland sind damit unauffällig.
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Abbildung 1
Entwicklung der nominalen Steuersätze für 
Kapitalgesellschaften

Quelle: eigene Berechnung auf Basis von OECD (2023).

Abbildung 2
Nominale und effektive Steuersätze für 
Kapitalgesellschaften im internationalen Vergleich
in %

Quelle: eigene Berechnung für ausgewählte OECD-Länder auf Basis von 
OECD (2023).

Die durchschnittliche Steuerbelastung von rund 30 % 
für Kapitalgesellschaften in Deutschland überdeckt re-
gionale Unterschiede. Obwohl auch in anderen Ländern 
regionale oder lokale Unterschiede bei den Steuersätzen 
existieren, ist die Gewerbesteuer in Deutschland ver-
gleichsweise bedeutend, da im Durchschnitt ungefähr 
die Hälfte der Gesamtsteuerlast auf die Gewerbesteuer 
entfällt. Aufgrund der lokal festgelegten Gewerbesteuer 
beträgt die Gesamtsteuerbelastung für Unternehmen bis 
zu 36 %. Gleichzeitig gibt es jedoch auch Städte und Ge-
meinden, die mit einer Gesamtsteuerbelastung von rund 
25 % bereits heute international konkurrenzfähig sind. 
Die Gewerbesteuer ist auch dafür verantwortlich, dass 
die Steuerbelastung in Deutschland in den vergangenen 
Jahren gegen den internationalen Trend gestiegen ist. 
Zwischen 2013 und 2018 hat mehr als die Hälfte der deut-
schen Kommunen den Gewerbesteuerhebesatz erhöht, 
während nur 1 % den Satz gesenkt hat. Im Schnitt ist die 
Steuerbelastung von Kapitalgesellschaften in Deutsch-
land aktuell um 0,5 Prozentpunkte höher als im Jahr 2008 
(vgl. Abbildung 3).

Die Relevanz dieser Entwicklung zeigt der Blick auf an-
dere Länder. Überwiegend kam es zu einer Senkung der 
Steuerbelastung. Auch in Großbritannien und den USA, 
wo umfangreiche Steuersenkungen teilweise revidiert 
wurden, ist die Steuerbelastung heute geringer als vor 
15 Jahren. Seit der vorerst letzten Unternehmensteuerre-
form im Jahr 2008 hat sich folglich die steuerliche Wett-
bewerbsposition Deutschlands erheblich verschlechtert. 

Steuersatz als Instrument zur Standortstärkung

Die Bestandsaufnahme verdeutlicht, dass – ähnlich wie 
im Jahr 2008 – Handlungsbedarf für eine Reform der 

Unternehmensbesteuerung in Deutschland gegeben ist. 
Eine Befragung im Jahr 2020 ergab in diesem Zusam-
menhang, dass mehr als die Hälfte der 104 teilnehmen-
den Volkswirte eine Senkung der Unternehmensteuern 
in Deutschland befürwortete. Weniger als ein Viertel der 
Teilnehmer sah hingegen keine Handlungsnotwendigkeit. 
Ebenfalls mehr als die Hälfte der Teilnehmer bewertete 
eine Senkung des Körperschaftsteuersatzes um 5 Pro-
zentpunkte auf 10 % als angemessen, um die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit des Standorts zu verbessern. 
Einige sprachen sich für eine weitergehende Redukti-
on aus (Blum et al., 2020). Ebenso empfahl der wissen-
schaftliche Beirat beim Bundesfinanzministerium vor dem 
Hintergrund der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit, den 
Körperschaftsteuersatz von 15 % auf 10 % zu senken 
(Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, 2019). Auch in der 
Politik ist die Erkenntnis gereift, dass Handlungsbedarf 
besteht. Sowohl die Regierung, insbesondere Finanzmi-
nister und Wirtschaftsminister, als auch die federführende 
Opposition haben betont, dass sie die steuerliche Stand-
ortqualität verbessern wollen.

Einen ersten Schritt in diese Richtung stellen das von 
Bundestag und Bundesrat beschlossene Wachstums-
chancengesetz sowie die Wachstumsinitiative dar. Aller-
dings ist der Umfang zu gering, um die Wettbewerbsfä-
higkeit entscheidend zu stärken (Beznoska et al., 2023). 
Gegen eine weiterreichende Absenkung der Steuerbe-
lastung von Unternehmen sprechen vor allem die fiskali-
schen Kosten. Auch wenn Selbstfinanzierungseffekte die 
Belastung der öffentlichen Haushalte abmildern können, 
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Abbildung 3
Veränderung der nominalen Steuersätze von 2008 
bis 2023 für OECD-Länder
in Prozentpunkten

Quelle: eigene Berechnung auf Basis von OECD (2023).

ist ein Rückgang des Steueraufkommens, vor allem in der 
kurzen Frist, kaum zu verhindern. Die wirtschaftswissen-
schaftliche Literatur stellt fest, dass sich eine Senkung 
der Unternehmensteuerbelastung nur zum Teil selbstfi-
nanziert. Deutschland muss sich gleichwohl den Reali-
täten des internationalen Standortwettbewerbs stellen. 
Daher stellt sich für die Politik die Herausforderung, im 
Rahmen der Schuldenbremse Anreize zu setzen, die In-
vestitionstätigkeit der Unternehmen zu erhöhen.

Das Ziel politischen Handelns sollte indes nicht sein, das 
Steueraufkommen, sondern den gesellschaftlichen Wohl-
stand zu maximieren. Die Literatur weist darauf hin, dass 
eine Senkung der Unternehmensteuerbelastung insbe-
sondere über eine Stärkung der privaten Investitionen das 
BIP und somit den gesamtgesellschaftlichen Wohlstand 
erhöhen kann (Fuest & Wildgruber, 2017). Weitere Studien 
zeigen zudem, dass die Steuerinzidenz bei Unternehmen-
steuern etwa zur Hälfte bei den Arbeitnehmern liegt. Folg-
lich profitieren auch Arbeitnehmer über ein steigendes 

Lohnniveau von einer Senkung der Unternehmensteuern 
(Fuest et al., 2018).

Simulationsrechnungen zeigen starken 
Investitionseffekt

Vor diesem Hintergrund könnte eine gestufte Senkung 
des Körperschaftsteuersatzes eine Lösung bieten, um 
mittelfristig eine deutliche Entlastung zu erreichen, ohne 
die fiskalischen Grenzen der Schuldenbremse zu über-
schreiten. In gleichmäßigen Jahresschritten könnte der 
Steuersatz verbindlich um insgesamt 5 Prozentpunkte, 
das heißt um 1 Prozentpunkt pro Jahr über fünf Jahre 
hinweg, abgesenkt werden. Mit einem (rückwirkenden) 
Beginn im Jahr 2024 hieße dies, dass der Steuersatz ab 
dem Jahr 2028 bei 10 % läge. Unter Berücksichtigung der 
Gewerbesteuer und des Solidaritätszuschlags würde die 
Steuerbelastung der Unternehmen in Deutschland da-
durch im Durchschnitt auf rund 25 % begrenzt werden.

Wie sich die Steuersatzsenkungen ökonomisch aus-
wirken, lässt sich anhand des Oxford Global Economic 
Models simulieren (Oxford Economics, 2023). Es handelt 
sich um ein makroökonomisches Modell der globalen 
Wirtschaft, dem sowohl theoretische Zusammenhänge 
als auch empirisch ermittelte Parameter zugrunde liegen. 
Eine Einschränkung ist, dass im Modell nicht zwischen 
der Gewerbe- und der Körperschaftsteuer unterschie-
den wird, sodass die Ergebnisse als eine Schätzung in-
terpretiert werden sollten. Ferner stellen sich durch eine 
Körperschaftsteuersenkung Effekte ein, die über den Be-
trachtungszeitraum von zehn Jahren der Modellsimulati-
on hinausgehen.

Durch die Steuersatzsenkung würde das reale BIP nach 
fünf Jahren um 3,7 Mrd. Euro (in Preisen des Jahres 2023) 
höher liegen als im Basisszenario ohne steuerpolitische 
Veränderungen. Insgesamt ergibt sich ein kumulierter re-
aler BIP-Effekt über die nächsten zehn Jahre in Höhe von 
knapp 36 Mrd. Euro. Neben der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität werden weitere Größen durch die Steuerentlas-
tung beeinflusst. Der Beschäftigungseffekt liegt im fünf-
stelligen Bereich. Hingegen löst eine Körperschaftsteu-
ersenkung nur geringe Effekte auf den privaten Konsum 
aus. Nach fünf Jahren liegt dieser real um lediglich 700 
Mio. Euro höher als im Basisszenario (ohne Steuerreform). 
Der stärker werdende Effekt im Zeitverlauf basiert insbe-
sondere auf Zweitrundeneffekten auf dem Arbeitsmarkt, 
das heißt, die steigende Beschäftigung sorgt für mehr 
Konsum.

Besonders kräftig wirkt die Steuerreform auf die An-
lageinvestitionen (vgl. Abbildung 4). Die Senkung der 
Körperschaftsteuer um 5 Prozentpunkte bewirkt eine 
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dauerhafte Steigerung der Anlageinvestitionen, die über 
den Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks 
auch einen positiven Effekt auf die Entwicklung des Pro-
duktionspotenzials ausübt. Die privaten Investitionen lie-
gen nach fünf Jahren um 5,6 Mrd. Euro höher. Insgesamt 
steigen die privaten Investitionen über zehn Jahre hinweg 
kumuliert um real 57 Mrd. Euro. Gleichwohl erhöht der 
Anstieg der Investitionen neben der inländischen Verwen-
dung auch die Importnachfrage nach ausländischen Gü-
tern und Dienstleistungen und verringert so die positive 
Handelsbilanz. Dadurch liegen die BIP-Effekte kumuliert 
unterhalb der Zunahme bei den privaten Investitionen.

Die positiven Auswirkungen auf die private Investitionstä-
tigkeit nehmen bis zum Ende des Betrachtungszeitraums 

nach zehn Jahren zwar weiter zu, aber mit abnehmen-
der Geschwindigkeit. So liegen die Anlageinvestitionen 
im Jahr 2033 um 1,6 % höher, was einer Zunahme des 
Investitionsvolumens um 10,2 Mrd. Euro entspricht (vgl. 
Tabelle 1).

Refinanzierungsgrad steigt kontinuierlich mit den 
Jahren

Die Entlastung der Unternehmen beeinflusst naturgemäß 
die Staatsfinanzen. Die Schuldenstandsquote liegt nach 
fünf Jahren um 1 Prozentpunkt höher als ohne Reform. 
Wenngleich die Steuerreform die Staatsverschuldung 
erhöht, ist zu bedenken, dass ein Teil der wegfallenden 
Staatseinnahmen durch den positiven Effekt auf die wirt-
schaftliche Aktivität über andere Einnahmequellen kom-
pensiert wird (Sørensen, 2014).

Das höhere Budgetdefizit des Staates ist zudem in den 
Kontext der durch die Steuerreform ausgelösten po-
sitiven Effekte auf die wirtschaftliche Entwicklung zu 
stellen. Zu diesem Zweck stellt Abbildung 5 den Min-
dereinnahmen des Staates (vgl. Tabelle 1) die nachfra-
geseitigen inländischen Impulse auf die private Investiti-
onstätigkeit und den privaten Konsum gegenüber. Aus-
genommen von der Darstellung sind also die Effekte auf 
den Außenhandel (Nettoexporte sinken gegenüber dem 
Basisszenario) und die staatlichen Ausgaben (unverän-
dert gegenüber dem Basisszenario). Anders als in Ta-
belle 1 sind diese Größen nun als Abweichung vom Ba-
sisszenario in nominaler Rechnung dargestellt, um ihre 
Größenordnung mit den ebenfalls in nominalen Werten 
angegebenen Mindereinnahmen des Staates verglei-
chen zu können.

In den ersten neun Jahren nach der Steuerreform über-
steigen die Mindereinnahmen des Staates den Impuls auf 
die inländische Nachfrage nach Konsum- und Investiti-
onsgütern, die negative Differenz nimmt jedoch im Zeit-
verlauf deutlich ab. Ab dem fünften Jahr verringert sich 
das Defizit zwischen positiven Wachstumsimpulsen und 
den entstandenen Mindereinnahmen des Staates spür-
bar. Läge die Differenz im Jahr 2028 noch bei -8,9 Mrd. 
Euro, betrüge sie 2032 nur noch 800 Mio. Euro. Im Jahr 
2033 kehrt sich dann der Saldo um: Die Mindereinnah-
men des Staates sind geringer als das Plus bei Konsum 
und Investitionen. Per Saldo übersteigen die zusätzli-
chen Investitionen und Konsumausgaben die Minderein-
nahmen des Staates im zehnten Jahr um 500 Mio. Euro. 
Diese Entwicklung wird getrieben einerseits von den na-
hezu unveränderten Mindereinnahmen des Staates und 
andererseits einer deutlichen Zunahme bei den privaten 
Investitionen ab dem Jahr 2028. Dies belegt, dass die sin-
kende Steuerbelastung nicht primär zur Ersparnisbildung 

Tabelle 1
Ökonomische Effekte einer Körperschaftsteuer-
Senkung über fünf und zehn Jahre
in Preisen des Jahres 2023

Senkung der Körperschaftsteuer um einen Prozentpunkt als Abweichung 
vom Basisszenario ohne Steuerreform.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis von Oxford Economics (2023).

nach fünf Jahren nach zehn Jahren 

Reales BIP 3,7 6,2

Beschäftigung in 1.000 12,9 13,9

Privater Verbrauch 0,7 2,2

Anlageinvestitionen 5,6 10,2

Mindereinnahmen des Staates 
(nominal) -17,0 -17,2

Abbildung 4
Auswirkung der Steuerreform auf die Investitions
tätigkeit
Index 2023 = 100

Als Abweichung durch jährliche Senkung der Körperschaftsteuer um je-
weils 1 Prozentpunkt über fünf Jahre vom Basisszenario ohne Steuerre-
form.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis von Oxford Economics (2023).
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Abbildung 5
Steuermindereinnahmen versus Impuls für 
Investitionen und Konsum

Jeweils Abweichung der Werte durch jährliche Senkung der Körper-
schaftsteuer um jeweils 1 Prozentpunkt über fünf Jahre vom Basisszena-
rio ohne Steuerreform.

Quelle: eigene Berechnung auf Basis von Oxford Economics (2023).

bei Unternehmen und Haushalten führt, sondern im Zeit
verlauf einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung leisten kann.

Die Simulationsrechnungen im Oxford-Modell bestäti-
gen die aus der Literatur erwarteten makroökonomischen 
Auswirkungen. Die Effekte sind mit Abstand am größ-
ten bei den privaten Investitionen der Unternehmen und 
zeigen sich im Zeitverlauf mit zunehmender Stärke. Die 
Körperschaftsteuersenkung führt zu einem leicht höhe-
ren BIP, neuen Stellen und über Zweitrundeneffekte zu 
höheren Einkommen. Wie in der Theorie postuliert wird, 
muss der Staat aber über einen längeren Zeitraum mit 
Mindereinnahmen rechnen. Erst nach einigen Jahren ste-
hen dem Aufkommensverlust ähnlich große Impulse bei 
privaten Investitionen und privatem Konsum gegenüber. 
Im Jahr 2033 übersteigt der Zugewinn an Konsum und 
Investitionen erstmals die staatlichen Mindereinnahmen. 
Die Selbstfinanzierungsquote liegt nach zehn Jahren bei 
gut 20 %, wobei die Trendlinie einen weiter steigenden 
Anteil verheißt. Die volkswirtschaftlichen Gewinne einer 
Körperschaftsteuersenkung kommen folglich mit den 
Jahren immer stärker zum Tragen. Dabei gehen die Min-
dereinnahmen nicht mit einer Verletzung des EU-Stabili-
tätspakts einher, da aufgrund der Wachstumsdynamik die 
Schuldenstandsquote nachhaltig sinkt. Die Reform stärkt 
trotz der fiskalischen Kosten das langfristige Produkti-
onspotenzial der deutschen Volkswirtschaft über einen 
zunehmenden Kapitalstock.

Jenseits der in der vorliegenden Studie dargestellten Si-
mulationsergebnisse mit dem Oxford-Modell gibt es As-
pekte, die aufgrund von Limitierungen des Modells nicht 
quantifiziert werden konnten. So integriert das Oxford-
Modell zwar die ausländischen Direktinvestitionen (Zu- 
und Abflüsse) in Deutschland, diese hängen aber nicht 
von einer steuerlichen Änderung direkt ab.

Eine weitere Restriktion ist der vom Oxford-Modell vorge-
gebene Betrachtungshorizont von maximal zehn Jahren. 
Die positiven Effekte auf Investitionen und Konsum sowie 
der damit zusammenhängende steigende Selbstfinanzie-
rungsgrad der Steuerreform erreichen in den Modeller-
gebnissen nach zehn Jahren ihr Maximum. Es ist nahe-
liegend, dass diese positiven Auswirkungen auch in den 
Jahren danach bestehen bleiben. Der inländische Wachs-
tumsimpuls nimmt bis 2033 stetig zu und übersteigt dann 
die Mindereinnahmen der Steuerreform erstmalig. Somit 
ist davon auszugehen, dass die strukturellen Wirkungen 
einer Körperschaftsteuersenkung in den durchgeführten 
Modellberechnungen unterschätzt werden.

Die Refinanzierungsquote wird voraussichtlich sogar über 
das zehnte Jahr hinaus weiter zunehmen, wie aus einer 
Studie von Dorn et al. (2021) hervorgeht. Diese Studie 
zeigt, dass erst nach zwölf Jahren etwa 75 % der maxima-
len Effekte erreicht werden. Folglich verbessert sich die 
Bilanz der Reform kontinuierlich in den weiteren Jahren, 
die aufgrund von Modellbeschränkungen nicht simuliert 
wurden. Diese Erkenntnisse unterstreichen die Notwen-
digkeit einer langfristig orientierten Betrachtung solcher 
Steuersenkungen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der im Modell ersichtli-
che positive Effekt auf den Kapitalstock. Dieser liegt nach 
zehn Jahren um 0,4 % höher als im Basisszenario. Dies 
kann aufgrund des demografisch bedingten und sich ver-
schärfenden Fachkräftemangels in Deutschland ein rele-
vanter Impuls für den Erhalt oder den Ausbau des Pro-
duktionspotenzials sein, welcher ebenfalls über den Be-
trachtungszeitraum von zehn Jahren hinausgeht. Der Auf-
wuchs beim Kapitalstock dient insofern als Substitut für 
den Rückgang beim Arbeitskräftepotenzial (SVR, 2023, 
S. 122 ff.). Zudem könnten geopolitische Entwicklungen 
wie der Nahostkonflikt oder der Ukrainekrieg zu einem 
Investitionsattentismus in Deutschland führen. Ein damit 
einhergehender Strukturbruch ist in einem makroökono-
mischen, wenn auch globalen Modell nicht darstellbar.

Die positiven Wachstumsimpulse bei der privaten Investiti-
onstätigkeit stimulieren außerdem die Wirtschaftsleistung 
im europäischen Umfeld. So beträgt der Anteil der impor-
tierten Vorprodukte aus anderen EU-Mitgliedstaaten un-
gefähr zwei Drittel der gesamten Warenimporte Deutsch-
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potenziale leisten. Dies würde wiederum das Gelingen 
der Transformation wahrscheinlicher machen. Jenseits 
ökonomischer Kennzahlen könnte eine für Unternehmen 
sichtbare Senkung des Steuersatzes auch eine psycholo-
gische Wirkung entfalten und dazu beitragen, dass hier-
zulande mehr investiert wird.
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Title: Tax Reduction as Investment Driver
Abstract: Germany has become a high-tax country for companies over the past 15 years. There is currently a lot of discussion in poli-
tics about how the tax burden for companies can be lowered in order to enhance private investments. Compared to challenges in the 
areas of infrastructure or bureaucracy, the disadvantage of a high tax burden can be easily remedied by political decisions. According 
to simulations, a tax cut would lead to a noticeable upswing in private investments and could also act as a signal in international location 
competition that should not be underestimated.

lands (Kolev & Obst, 2020). Gemäß den Modellrechnungen 
steigen die deutschen Importe deutlich. Die Steuersen-
kung in Deutschland stimuliert also über die Handelsbi-
lanz nicht nur das inländische Wachstum, sondern ebenso 
die Produktion im Ausland, aufgrund der intensiven Ver-
flechtungen insbesondere in den EU-Nachbarstaaten. An-
gesichts der besonderen Verantwortung Deutschlands für 
Europa ist dies ein nicht gering zu schätzender Aspekt der 
modellierten Steuersenkung. Gleichzeitig sollte bedacht 
werden, dass auch die deutsche Volkswirtschaft aufgrund 
ihrer Exportstärke von entsprechenden Steuersenkungen 
in anderen EU-Staaten profitiert.

Transformation braucht mehr privates Kapital

Insgesamt sprechen daher neben den Simulationsergeb-
nissen weitere Argumente für steuerliche Impulse, um die 
private Investitionstätigkeit zu stärken. Angesichts der 
erheblichen Investitionsbedarfe im Zusammenhang mit 
der bevorstehenden Transformation in den Bereichen Kli-
maneutralität, Digitalisierung und Mobilitätswende ist das 
Zusammenspiel von öffentlichen und privaten Investitio-
nen von entscheidender Bedeutung. Während der Staat 
zweifellos eine bedeutende Rolle bei der Finanzierung der 
Transformation spielt, sollte die Politik stets berücksich-
tigen, dass fast neun von zehn investierten Euro aus der 
Privatwirtschaft stammen. Daher ist es im Interesse einer 
erfolgreichen Transformation erforderlich, die öffentlichen 
Investitionen zu stärken und gleichzeitig Anreize für Un-
ternehmensinvestitionen zu schaffen.

Eine Senkung der Körperschaftsteuer um zumindest 
5 Prozentpunkte könnte die steuerliche Wettbewerbsfä-
higkeit des Standorts Deutschland wiederherstellen und 
auf diesem Wege einen signifikanten, gleichzeitig nicht 
verzerrenden Beitrag zu einer Stärkung der Wachstums


